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1. Unter Bezugnahme auf das Ergebnis der Erörterungen mit den obersten Finanz-
behörden der Länder gilt hinsichtlich der Selbständigkeit sowie hinsichtlich der Vor-
aussetzungen für die Annahme eines Leistungsaustauschs bei Geschäftsführungs- und 
Vertretungsleistungen eines Gesellschafters Folgendes: 

A. Selbständigkeit 

1. Natürliche Personen 

2. Natürliche Personen, die als Gesellschafter Geschäftsführungs- und Vertretungs-
leistungen ausführen, werden unter den Voraussetzungen des § 2 Abs. 1 UStG selb-
ständig tätig. Die Frage der Selbständigkeit natürlicher Personen ist nach Abschnitt 17 
Abs. 2 Satz 1 der Umsatzsteuer-Richtlinien (UStR) für die Umsatzsteuer, Einkom-
mensteuer und Gewerbesteuer nach denselben Grundsätzen zu beurteilen, dabei ist 
nach Abschnitt 17 Abs. 1 Satz 5 UStR das Gesamtbild der Verhältnisse maßgebend.  

Beispiel 1: 
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schaft (KG) obliegt die Führung der Geschäfte und die Vertretung der KG; diese Tä-
tigkeit wird mit seinem nach der Anzahl der Gesellschafter und deren Kapitaleinsatz 
bemessenen Anteil am Ergebnis (Gewinn und Verlust) der KG abgegolten. 
Der Komplementär ist selbständig tätig. Auch ein gesellschaftsvertraglich verein-
bartes Weisungsrecht der KG gegenüber ihrem Gesellschafter führt nicht zu einer 
Weisungsgebundenheit im Sinne des § 2 Abs. 2 Nr. 1 UStG. 

3. Für die Beurteilung, ob die Tätigkeit nichtselbständig im Sinne des § 2 Abs. 2 Nr. 1 
UStG ausgeübt wird, können die in H 67 LStH 2007 unter dem Stichwort „Allge-
meines“ genannten Kriterien sinngemäß herangezogen werden. 

Beispiel 2: 
Der Aktionär einer Aktiengesellschaft (AG) erhält von dieser eine Tätigkeitsvergütung 
für seine Geschäftsführungsleistung gegenüber der AG. Zwischen den Parteien ist ein 
Arbeitsvertrag geschlossen, der u.a. Urlaubsanspruch, feste Arbeitszeiten, Lohnfort-
zahlung im Krankheitsfall und Weisungsgebundenheit regelt und bei Anwendung der 
für das Ertrag- und Umsatzsteuerrecht einheitlichen Abgrenzungskriterien zu Ein-
künften aus nichtselbständiger Arbeit führt. 
Der Aktionär ist auch umsatzsteuerrechtlich nicht selbständig (§ 2 Abs. 2 Nr. 1 UStG) 
tätig. 

4. Die nach denselben Grundsätzen zu beurteilende Frage der Selbständigkeit oder 
Nichtselbständigkeit natürlicher Personen führt bei zutreffender rechtlicher Würdi-
gung regelmäßig ertragsteuerrechtlich und umsatzsteuerrechtlich zu gleichen Ergeb-
nissen. Dies gilt jedoch nicht, wenn Vergütungen für die Ausübung einer bei Anwen-
dung dieser Grundsätze nichtselbständig ausgeübten Tätigkeit in ertragsteuerlicher 
Hinsicht aufgrund der Sonderregelung des § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 EStG zu Gewinn-
einkünften umqualifiziert werden. Diese Regelung dient lediglich der möglichst ein-
heitlichen Ertragsbesteuerung von Einzel- und Mitunternehmern und beinhaltet keine 
Aussage zur Selbständigkeit i.S. von § 2 Abs. 1 UStG. 

Beispiel 3: 
Der Kommanditist einer KG erhält von dieser eine Tätigkeitsvergütung für seine 
Geschäftsführungsleistung gegenüber der KG. Zwischen den Parteien ist ein Arbeits-
vertrag geschlossen, der u.a. Urlaubsanspruch, feste Arbeitszeiten, Lohnfortzahlung 
im Krankheitsfall und Weisungsgebundenheit regelt und bei Anwendung der für das 
Ertrag- und Umsatzsteuerrecht einheitlichen Abgrenzungskriterien zu Einkünften aus 
nichtselbständiger Arbeit führen würde. 
Einkommensteuerrechtlich erzielt der Kommanditist aus der Tätigkeit Einkünfte aus 
Gewerbebetrieb nach § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 EStG; umsatzsteuerrechtlich ist er 
dagegen nicht selbständig tätig.  
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Ein bei der Komplementär-GmbH einer GmbH & Co. KG angestellter Geschäfts-
führer, der gleichzeitig Kommanditist der KG ist, erbringt Geschäftsführungs- und 
Vertretungsleistungen gegenüber der GmbH.  
Aus ertragsteuerrechtlicher Sicht wird unterstellt, dass die Tätigkeit selbständig aus-
geübt wird; die Vergütung für die Geschäftsführungs- und Vertretungsleistung gegen-
über der Komplementär-GmbH gehört zu den Einkünften als (selbständiger) Mit-
unternehmer der KG und wird zu gewerblichen Einkünften im Sinne des § 15 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 2 EStG umqualifiziert. In umsatzsteuerrechtlicher Hinsicht ist die Frage der 
Selbständigkeit jedoch weiterhin unter Anwendung der allgemeinen Grundsätze zu be-
urteilen (vgl. Bsp. 1 u. 3).  

2. Juristische Personen 

5. Juristische Personen, die als Gesellschafter Geschäftsführungs- und Vertretungs-
leistungen an die Gesellschaft erbringen, werden insoweit grundsätzlich selbständig 
tätig. Das Weisungsrecht der Gesellschafterversammlung gegenüber der juristischen 
Person als Geschäftsführer führt nicht zur Unselbständigkeit.  

Beispiel 5: 
Die Komplementär-GmbH einer GmbH & Co. KG erbringt Geschäftsführungs- und 
Vertretungsleistungen gegen Sonderentgelt an die KG. Der Kommanditist dieser KG 
ist gleichzeitig Geschäftsführer der Komplementär-GmbH. 
Die Komplementär-GmbH ist mit ihren Geschäftsführungs- und Vertretungsleistungen 
selbständig tätig. Diese werden von der Komplementär-GmbH an die KG im Rahmen 
eines umsatzsteuerbaren Leistungsaustausches erbracht, auch wenn z.B. die Vergü-
tung unmittelbar an den Geschäftsführer der Komplementär-GmbH gezahlt wird. 

6. Die Tätigkeit einer juristischen Person wird nur dann nicht selbständig ausgeübt, wenn 
die juristische Person im Rahmen einer Organschaft nach § 2 Abs. 2 Nr. 2 UStG in ein 
anderes Unternehmen eingegliedert ist. Bei der sog. Einheits-GmbH & Co. KG, bei 
der die KG Alleingesellschafterin ihrer eigenen Komplementär-GmbH ist, kann die 
GmbH als Organgesellschaft in die KG eingegliedert sein, da die KG aufgrund ihrer 
Gesellschafterstellung sicherstellen kann, dass ihr Wille auch in der GmbH durchge-
setzt wird. Dies wird auch nicht dadurch überlagert, dass die GmbH ihrerseits 
Geschäftsführerin der KG ist und dadurch auf die Willensbildung des Organträgers 
einwirkt. Im Übrigen wird zur Frage der organschaftlichen Eingliederung einer 
Kapitalgesellschaft auf Abschn. 21 UStR verwiesen. 

Beispiel 6: 
Die Komplementär-GmbH einer GmbH & Co. KG erbringt Geschäftsführungs- und 
Vertretungsleistungen gegen Sonderentgelt an die KG, die gleichzeitig Alleingesell-
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der Gesellschafterversammlung der Komplementär-GmbH gewährleistet ist.   
Die Komplementär-GmbH ist finanziell in das Unternehmen der KG eingegliedert. Bei 
Vorliegen der übrigen Eingliederungsvoraussetzungen übt sie ihre Geschäftsführungs- 
und Vertretungsleistungen gegenüber der KG nicht selbständig (§ 2 Abs. 2 Nr. 2 
UStG) aus.  

B. Leistungsaustausch bei Leistungen eines Gesellschafters an die Gesellschaft

1. Allgemeines 

7. Ein Gesellschafter kann an die Gesellschaft sowohl Leistungen erbringen, die ihren 
Grund in einem gesellschaftsrechtlichen Beitragsverhältnis haben, als auch Leistun-
gen, die auf einem gesonderten schuldrechtlichen Austauschverhältnis beruhen. Die 
umsatzsteuerrechtliche Behandlung dieser Leistungen richtet sich danach, ob es sich 
um Leistungen handelt, die als Gesellschafterbeitrag durch die Beteiligung am Ergeb-
nis (Gewinn und Verlust) der Gesellschaft abgegolten werden, oder um Leistungen, 
die gegen Sonderentgelt ausgeführt werden und damit auf einen Leistungsaustausch 
gerichtet sind. Entscheidend ist die tatsächliche Ausführung des Leistungsaustausches 
und nicht allein die gesellschaftsrechtliche Verpflichtung. Umsatzsteuerrechtlich maß-
gebend für das Vorliegen eines Leistungsaustausches ist, dass ein Leistender und ein 
Leistungsempfänger vorhanden sind und der Leistung eine Gegenleistung gegenüber-
steht. Die Steuerbarkeit der Geschäftsführungs- und Vertretungsleistungen setzt daher 
lediglich das Bestehen eines unmittelbaren Zusammenhangs zwischen der erbrachten 
Leistung und dem empfangenen Sonderentgelt voraus; unerheblich ist, dass der 
Gesellschafter zugleich seine Mitgliedschaftsrechte ausübt (vgl. BFH-Urteile vom 
6. Juni 2002, V R 43/01, BStBl II 2003 S. 36, und vom 16. Januar 2003, V R 92/01, 
BStBl II S. 732). Auf die Bezeichnung der Gegenleistung z.B. als Gewinnvorab/Vor-
abgewinn, als Vorwegvergütung, als Aufwendungsersatz, als Umsatzbeteiligung, als 
Kostenerstattung o.ä. kommt es nicht an.  

Beispiel 7: 
Den Gesellschaftern einer offenen Handelsgesellschaft (OHG) obliegt die Führung 
der Geschäfte und die Vertretung der OHG. Diese Leistungen werden mit dem nach 
der Anzahl der beteiligten Gesellschafter und ihrem Kapitaleinsatz bemessenen Anteil 
am Ergebnis (Gewinn und Verlust) der OHG abgegolten. 
Die Ergebnisanteile sind kein Sonderentgelt; die Geschäftsführungs- und Vertretungs-
leistungen werden nicht im Rahmen eines Leistungsaustauschs ausgeführt, sondern als 
Gesellschafterbeitrag erbracht.  

8. Dies gilt auch, wenn nicht alle Gesellschafter tatsächlich die Führung der Geschäfte 
und die Vertretung der Gesellschaft übernehmen bzw. die Geschäftsführungs- und 
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oder am Gewinn der Gesellschaft abgegolten werden. 

Beispiel 8: 
Die Führung der Geschäfte und die Vertretung der aus den Gesellschaftern A, B und 
C bestehenden OHG obliegen nach den gesellschaftsrechtlichen Vereinbarungen aus-
schließlich dem C.  
♦ Die Leistung des C ist mit seinem nach der Anzahl der beteiligten Gesellschafter 

und ihrem Kapitaleinsatz bemessenen Anteil am Ergebnis (Gewinn und Verlust) 
der OHG abgegolten; A, B und C sind zu gleichen Teilen daran beteiligt. 

♦ C ist mit 40 %, A und B mit jeweils 30 % am Ergebnis (Gewinn und Verlust) der 
OHG beteiligt. 

♦ C erhält im Gewinnfall 25 % des Gewinns vorab, im Übrigen wird der Gewinn 
nach der Anzahl der Gesellschafter und ihrem Kapitaleinsatz verteilt; ein Verlust 
wird ausschließlich nach der Anzahl der Gesellschafter und ihrem Kapitaleinsatz 
verteilt. 

Die ergebnisabhängigen Gewinn- bzw. Verlustanteile des C sind kein Sonderentgelt; 
C führt seine Geschäftsführungs- und Vertretungsleistungen nicht im Rahmen eines 
Leistungsaustauschs aus, sondern erbringt jeweils Gesellschafterbeiträge. 

Beispiel 9: 
Eine Beratungsgesellschaft betreibt verschiedene Beratungsstellen, an denen ortsan-
sässige Berater jeweils atypisch still beteiligt sind. Diese sind neben ihrer Kapitalbe-
teiligung zur Erbringung ihrer Arbeitskraft als Einlage verpflichtet. Sie erhalten für 
ihre Tätigkeit einen Vorabgewinn. Die auf den Vorabgewinn getätigten Entnahmen 
werden nicht als Aufwand behandelt. Die Zuweisung des Vorabgewinns und die Ver-
teilung des verbleibenden Gewinns erfolgen im Rahmen der Gewinnverteilung. 
Der Vorabgewinn ist kein Sonderentgelt; die Gesellschafter führen ihre Tätigkeiten im 
Rahmen eines gesellschaftsrechtlichen Beitragsverhältnisses aus.  

9. Bei Leistungen aufgrund eines gegenseitigen Vertrags (vgl. §§ 320 ff. BGB), durch 
den sich der Gesellschafter zu einem Tun, Dulden oder Unterlassen und die Gesell-
schaft sich hierfür zur Zahlung einer Gegenleistung verpflichtet, sind die Vorausset-
zungen des § 1 Abs. 1 Nr. 1 Satz 1 UStG für einen steuerbaren Leistungsaustausch 
hingegen regelmäßig erfüllt, falls der Gesellschafter Unternehmer ist. Dies gilt auch, 
wenn Austausch- und Gesellschaftsvertrag miteinander verbunden sind. Ein Leis-
tungsaustausch zwischen Gesellschaft und Gesellschafter liegt vor, wenn der Gesell-
schafter für seine Geschäftsführungs- und Vertretungsleistung an die Gesellschaft eine 
Vergütung erhält (auch wenn diese als Gewinnvorab o.ä. bezeichnet wird), die im 
Rahmen der Ergebnisermittlung als Aufwand behandelt wird. Die Vergütung ist in 
diesem Fall Gegenleistung für die erbrachte Leistung.  
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Der Gesellschafter einer OHG erhält neben seinem nach der Anzahl der Gesellschaf-
ter und ihrem Kapitaleinsatz bemessenen Gewinnanteil für die Führung der Geschäfte 
und die Vertretung der OHG eine zu Lasten des Geschäftsergebnisses verbuchte Vor-
wegvergütung von jährlich 120 000 € als Festbetrag. 
Die Vorwegvergütung ist Sonderentgelt; der Gesellschafter führt seine Geschäfts-
führungs- und Vertretungsleistungen im Rahmen eines Leistungsaustauschs aus (vgl. 
insoweit auch die Beispiele 2 bis 6).  

Beispiel 11: 
Wie Beispiel 9, jedoch erhält ein atypisch stiller Gesellschafter im Rahmen seines Nie-
derlassungsleiter-Anstellungsvertrags eine Vergütung, die handelsrechtlich als Auf-
wand behandelt werden muss.  
Die Vergütung ist Sonderentgelt; die Geschäftsführungs- und Vertretungsleistungen 
werden im Rahmen eines Leistungsaustauschverhältnisses ausgeführt. Zur Frage der 
unabhängig von der ertragsteuerrechtlichen Beurteilung als Einkünfte aus Gewerbe-
betrieb nach § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 EStG zu beurteilenden Frage nach der umsatz-
steuerrechtlichen Selbständigkeit vgl. A. 1. Im Rahmen von Niederlassungsleiter-
Anstellungsverträgen tätige Personen sind danach im Allgemeinen selbständig tätig. 

10. Ist die Vergütung für die Leistungen des Gesellschafters im Gesellschaftsvertrag als 
Teil der Ergebnisverwendung geregelt, liegt ein Leistungsaustausch vor, wenn sich 
aus den geschlossenen Vereinbarungen und deren tatsächlichen Durchführung ergibt, 
dass die Leistungen nicht lediglich durch eine Beteiligung am Gewinn und Verlust der 
Gesellschaft abgegolten, sondern gegen Sonderentgelt ausgeführt werden. Ein Leis-
tungsaustausch zwischen Gesellschaft und Gesellschafter liegt demnach auch vor, 
wenn die Vergütung des Gesellschafters zwar nicht im Rahmen der Ergebnisermitt-
lung als Aufwand behandelt wird, sich jedoch gleichwohl ergebnismindernd auswirkt 
oder es sich aus den Gesamtumständen des Einzelfalls ergibt, dass sie nach den Vor-
stellungen der Gesellschafter als Sonderentgelt gewährt werden soll. 

Beispiel 12: 

Eine GmbH betreut als alleinige Komplementärin einer Fonds-KG ohne eigenen Ver-
mögensanteil die Geschäfte der Fonds-KG, deren Kommanditanteile von Investoren 
(Firmen und Privatpersonen) gehalten werden. Nach den Regelungen im Gesell-
schaftsvertrag zur Ergebnisverteilung, zum Gewinnvorab und zu den Entnahmen er-
hält die GmbH  

♦ eine jährliche Management-Fee. Bei der Fonds KG handelt es sich um eine vermö-
gensverwaltende Gesellschaft, bei der grundsätzlich nur eine Ermittlung von 
Kapitaleinkünften durch die Gegenüberstellung von Einnahmen und Werbungs-
kosten vorgesehen ist. Sie verbucht die Zahlung der Management-Fee in der Er-
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Einnahmen aus Kapitalvermögen und Werbungskosten für die Anleger, die ihre 
Anteile im Privatvermögen halten, in voller Höhe den Werbungskosten der Anle-
ger zu.  

♦ eine als gewinnabhängig bezeichnete Management-Fee. Da die erwirtschafteten 
Jahresüberschüsse jedoch zur Finanzierung der Management-Fee nicht aus-
reichen, wird ein Bilanzgewinn durch die Auflösung von eigens dafür gebildeten 
Kapitalrücklagen ausgewiesen. 

♦ eine als gewinnabhängig bezeichnete Jahresvergütung. Der für die Zahlung der 
Vergütung bereitzustellende Bilanzgewinn wird aus einer Gewinnrücklage gebil-
det, welche aus Verwaltungskostenvorauszahlungen der Kommanditisten gespeist 
wurde. Die Verwaltungskosten stellen Werbungskosten der Kommanditisten dar.  

♦ eine einmalige Gebühr („Konzeptions-Fee“). Die Fonds KG hat die Zahlung in 
der Ergebnisermittlung nicht als Aufwand verbucht. Die Gebühr wird neben dem 
Agio in dem Beteiligungsangebot zur Fonds KG als Kosten für die Investoren aus-
gewiesen. Gebühr/Konzeptions-Fee sowie Aufwendungen und Kosten der Fonds 
KG werden auf die zum letzten Zeichnungsschluss vorhandenen Gesellschafter 
umgelegt. 

Die Vergütungen sind jeweils Sonderentgelt; die GmbH führt die Leistungen jeweils 
im Rahmen eines Leistungsaustauschs aus. 

Beispiel 13: 
Der Gesellschafter einer OHG erhält neben seinem nach der Anzahl der Gesell-
schafter und ihrem Kapitaleinsatz bemessenen Gewinnanteil für die Führung der 
Geschäfte und die Vertretung der OHG im Rahmen der Gewinnverteilung auch im 
Verlustfall einen festen Betrag von 120 000 € vorab zugewiesen (Vorabvergütung). 
Der vorab zugewiesene Gewinn ist Sonderentgelt; der Gesellschafter führt seine 
Geschäftsführungs- und Vertretungsleistungen im Rahmen eines Leistungsaustauschs 
aus.  

2. Einzelfragen:

Entnahmerechte 

11. Entnahmen, zu denen der Gesellschafter nach Art eines Abschlags auf den nach der 
Anzahl der Gesellschafter und ihrem Kapitaleinsatz bemessenen Anteil am Gewinn 
der Gesellschaft berechtigt ist, begründen grundsätzlich kein Leistungsaustausch-
verhältnis. Ein gesellschaftsvertraglich vereinbartes garantiertes Entnahmerecht, nach 
dem die den Gewinnanteil übersteigenden Entnahmen nicht zu einer Rückzahlungs-
verpflichtung führen, führt wie die Vereinbarung einer Vorwegvergütung zu einem 
Leistungsaustausch (vgl. Beispiele 10 und 13). 
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12. Wird für die Geschäftsführungs- und Vertretungsleistung neben einem Sonderentgelt 
auch eine gewinnabhängige Vergütung (vgl. Beispiele 7 und 8) gezahlt (sog. Misch-
entgelt), sind das Sonderentgelt und die gewinnabhängige Vergütung umsatzsteuer-
rechtlich getrennt zu beurteilen. Das Sonderentgelt ist als Entgelt einzuordnen, da es 
einer bestimmten Leistung zugeordnet werden kann. Diese gewinnabhängige Vergü-
tung ist dagegen kein Entgelt. 

Beispiel 14: 
Der Gesellschafter einer OHG erhält für die Führung der Geschäfte und die Vertre-
tung der OHG im Rahmen der Gewinnverteilung 25 % des Gewinns, mindestens 
jedoch 60 000 € vorab zugewiesen. 
Der Festbetrag von 60 000 € ist Sonderentgelt und wird im Rahmen eines Leistungs-
austauschs gezahlt; im Übrigen wird der Gesellschafter aufgrund eines gesellschafts-
rechtlichen Beitragsverhältnisses tätig.  

Vergütungen für die Übernahme der Haftung durch persönlich haftende Gesell-
schafter 

13. Auch andere gesellschaftsrechtlich zu erbringende Leistungen der Gesellschafter an 
die Gesellschaft können bei Zahlung eines Sonderentgelts als Gegenleistung für diese 
Leistung einen umsatzsteuerbaren Leistungsaustausch begründen. Aus dem Gesell-
schafterstatus als solchem sich unabdingbar ergebende Rechtsfolgen stellen dagegen 
keine Leistung dar. Haftungsvergütungen einer Personengesellschaft an einen persön-
lich haftenden Gesellschafter werden deshalb grundsätzlich nicht im Rahmen eines 
eigenen Leistungsaustauschverhältnisses gewährt. Erbringt der persönlich haftende 
Gesellschafter gegenüber der Personengesellschaft zudem steuerbare Geschäftsfüh-
rungs- und Vertretungsleistungen, ist die pauschale jährliche Haftungsvergütung 
(zusätzliches) Entgelt für die - im Fall der selbständigen Ausübung dieser Tätigkeit 
umsatzsteuerpflichtige - Geschäftsführungsleistung des persönlich haftenden Gesell-
schafters an die Personengesellschaft.  

Beispiel 15: 
Die geschäftsführende Komplementär-GmbH einer KG, die ihrerseits keine Anteile an 
der GmbH besitzt, erhält neben ihrer als Sonderentgelt gezahlten Geschäftsführungs-
vergütung eine pauschale jährliche Vergütung für die Übernahme der Haftung. 
Die Haftungsvergütung ist zusätzliches Sonderentgelt für die steuerpflichtige 
Geschäftsführungsleistung. 

Gesonderte Beurteilung der Geschäftsführungs- und Vertretungsleistung des 
Gesellschafters und der Leistung der Gesellschaft 
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keinen Einfluss auf die Beurteilung der Leistungen der Gesellschaft Dritten gegen-
über. Insbesondere sind in der Person des Gesellschafters vorliegende oder an seine 
Person geknüpfte Tatbestandsmerkmale, wie z.B. die Zugehörigkeit zu einer be-
stimmten Berufsgruppe (z.B. Land- und Forstwirt) oder die Erlaubnis zur Führung be-
stimmter Geschäfte (z.B. Bankgeschäfte) hinsichtlich der Beurteilung der Leistungen 
der Gesellschaft unbeachtlich. Da der Gesellschafter bei der Geschäftsführung und 
Vertretung im Namen der Gesellschaft tätig wird und somit nicht im eigenen Namen 
gegenüber den Kunden der Gesellschaft auftritt, liegt auch kein Fall der Dienstleis-
tungskommission (§ 3 Abs. 11 UStG) vor.  

Ebenso bleiben die Art der Leistung der Gesellschaft und etwaige insoweit geltende 
umsatzsteuerrechtliche Bestimmungen (z.B. Steuerbefreiungen, Steuerermäßigungen 
oder verfahrensrechtliche Regelungen) ohne Auswirkung auf die Beurteilung der 
Leistung des Gesellschafters.  

Beispiel 15: 
Bei einem in der Rechtsform der KGaA geführten Kreditinstitut ist ausschließlich dem 
persönlich haftenden Gesellschafter-Geschäftsführer die Erlaubnis zu Führung der 
Bankgeschäfte erteilt worden.  
Die für die Leistungen des Kreditinstituts geltende Steuerbefreiung des § 4 Nr. 8 UStG 
ist nicht auf die Geschäftsführungs- und Vertretungsleistung des Gesellschafters an-
wendbar.  

C. Anwendung

15. Dieses Schreiben tritt an die Stelle der BMF-Schreiben vom 23. Dezember 2003, 
BStBl I 2004 S. 240, sowie vom 21. September 2005, BStBl I S. 936, und ist auf nach 
dem 31. März 2004 ausgeführte Leistungen anzuwenden. Auf vor diesem Zeitpunkt 
erbrachte Leistungen kann es auf Antrag des Steuerpflichtigen angewendet werden, 
soweit die entstandene Steuer noch festgesetzt und erhoben werden kann. Sofern der 
Gesellschaftsvertrag vor dem 1. Januar 2008 abgeschlossen und hinsichtlich der 
Regelungen zur Geschäftsführung nach dem 31. Mai 2007 keine abweichenden Ver-
einbarungen getroffen wurden, wird es nicht beanstandet, wenn sich die Gesellschaft 
auf die insoweit abweichenden Regelungen des Abschnitts B des BMF-Schreibens 
vom 23. Dezember 2003 (a.a.O.) beruft; auf den Zeitpunkt der Vereinbarung des 
Geschäftsführungsvertrags kommt es dabei nicht an. 
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Dieses Schreiben wird im Bundessteuerblatt Teil I veröffentlicht. 
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